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Einleitung 

 
In den vergangenen Jahren hat sich das Gebiet des internationalen Strafrechts drama-
tisch weiterentwickelt. Dieser Vortrag gibt einen Überblick über die Arbeit des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes für das ehemalige Jugoslawien (IStGHJ) und anderer 
Institutionen der internationalen Justiz und befasst sich schwerpunktmäßig mit den 
Schwierigkeiten, mit denen sich alle auseinander setzten müssen, die Verbrechen auf 
internationaler Ebene ermitteln. Ein besonderes Augenmerk wird sich dabei auf die 
Analyse von Ermittlungen richten, die in Krisengebieten oder in Ländern, die sich nach 
einem bewaffneten Konflikt in einer Übergangsphase befinden, stattfinden. 
 
 

IStGHJ 

 
Der IStGHJ wurde im Jahre 1993 vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als Ant-
wort auf die weltweite Empörung über die zahlreichen in Kroatien und Bosnien und 
Herzegowina verübten Gräueltaten errichtet. Zu diesem Zeitpunkt wurden in der Re-
gion unzählige Zivilisten getötet, verletzt, in Gefangenenlagern gefoltert und aus ih-
ren Häusern vertrieben. Der Sicherheitsrat beauftragte den IStGHJ Ermittlungen 
aufzunehmen und die Hauptverantwortlichen für die schweren Verstöße gegen inter-
nationales humanitäres Recht, die seit 1991 auf dem Gebiet des ehemaligen Jugosla-
wien begangen wurden, anzuklagen. 
 
In den letzten 16 Jahren hat der IStGHJ 161 Personen angeklagt. Unter den Angeklagten 
befinden sich Staatsoberhäupter, Regierungschefs, Armeegeneralstabschefs, Innen-
minister und viele andere hochrangige Führungspersönlichkeiten aller Kriegspartei-
en dieses jugoslawischen Konflikts. Zum jetzigen Zeitpunkt werden neun Fälle am 
Gerichtshof verhandelt1, sechs weitere befinden sich in Berufung.2 Radovan Karadžić, 
der ehemalige Führer der bosnischen Serben, wurde im Juli 2008 verhaftet und nach 
Den Haag überstellt; seine Verhandlung begann am 27. Oktober 2009. Eine der vor-
dringlichsten Aufgaben der Anklagebehörde ist es, die beiden letzten Angeklagten, 
die sich auf der Flucht befinden, Ratko Mladić und Goran Hadžić, festnehmen zu lassen 
und vor Gericht zu stellen. 
 
Im Jahre 2003 hat der Sicherheitsrat entschieden, dass der IStGHJ seine Tätigkeit ent-
sprechend einer zuvor von den Richtern des ISTGHJ ausgearbeiteten Abschlussstrate-
gie zum Ende bringen solle. Der Sicherheitsrat hat in seiner am 28. August 2003 
verabschiedeten Resolution 1503 den IStGHJ aufgefordert, alle Gerichtsverfahren der 
ersten Instanz bis Ende 2008 und die gesamte Tätigkeit im Jahre 2010 abzuschließen.3 
Weiterhin hat der Sicherheitsrat den Gerichtshof angewiesen, sich auf die Ermittlung 

                                                 
1 Gorđević, Gotovina et al., Karadžić, Perišić, Popović et al., Prlić et al., Šešelj, Stanišić und Simatović 
und Stanišić und Župljanin. 
2 Boškoski und Tarčulovski, Delić, Dragomir Milošević, Haradinaj et al., Lukić und Lukić und Šainović et al. 
3 Obwohl der Sicherheitsrat dem IStGHJ besondere Fristen setzte, um die Ermittlungen und die Gesamttä-
tigkeit des Gerichts abzuschließen, wurden diese Fristen mehrfach verlängert. Ein Hauptgrund hierfür 
waren die spät erfolgten Verhaftungen mehrerer Beschuldigter (einschließlich Karadžić). 
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und gerichtliche Verfolgung der hochrangigsten Führungspersönlichkeiten, die als 
Hautpverantwortliche der verübten Verbrechen verdächtig sind und die in die Kom-
petenz des IStGHJ fallen, zu konzentrieren, und Fälle gegen andere Personen, die die-
sen Grad an Verantwortlichkeit nicht erreichen, (sofern geeignet) den zuständigen 
nationalen Strafverfolgungsbehörden zu übergeben sowie die Leistungsfähigkeit der 
nationalen Strafverfolgungsbehörden zu stärken. 
 
Laut aktueller Schätzungen wird der Gerichtshof seine Berufungstätigkeit im Jahre 
2012 abschließen, abgesehen von einigen Fällen, die noch bis ins erste Halbjahr 2013 
andauern werden. Die Anklagebehörde ist ebenfalls an verschiedenen Initiativen zur 
Stärkung der Gerichtsbarkeit in den Staaten des ehemaligen Jugoslawiens beteiligt. 
Insbesondere steht die Anklagebehörde den Staatsanwälten in der Region in den ih-
nen vom IStGHJ übertragen Fällen hilfreich zur Seite. Außerdem ist sie ihnen dabei 
behilflich ihre eigenen Fälle zu führen, indem sie ihnen Zugang zu den umfangrei-
chen Datenbanken und Untersuchungsakten des Gerichtshofs ermöglicht. 
 
Die Anklagebehörde war immer von der Zusammenarbeit mit anderen Staaten ab-
hängig, und die fortlaufende Zusammenarbeit bleibt ein entscheidender Faktor für 
den erfolgreichen Abschluss aller Gerichtsverfahren, einschließlich der Berufungen. 
Die Unterstützung der Länder des ehemaligen Jugoslawiens als auch der internationa-
len Staatengemeinschaft ist unerlässlich. Die internationale Staatengemeinschaft 
spielt eine wichtige Rolle in dem Bemühen, Länder des ehemaligen Jugoslawiens zu 
überzeugen, mit der Anklagebehörde zusammenzuarbeiten, indem sie die Zusam-
menarbeit zur Bedingung für Finanzhilfen oder den Beitritt zur EU und/oder NATO 
macht. 
 
 

Weitere internationale Strafrechtsinstitutionen 

 
Seit der Gründung des IStGHJ wurden auch andere Institutionen geschaffen, die sich 
mit der Ermittlung und Strafverfolgung internationaler Verbrechen befassen. Darun-
ter befinden sich Institutionen wie das Ruanda-Tribunal, der Internationale Strafge-
richtshof, das Libanon-Tribunal und die Sondertribunale für Sierra Leone und 
Kambodscha. Obwohl sich diese Institutionen in ihren Mandaten, in ihrem Wesen und 
in ihrer Zusammensetzung unterscheiden, verfolgen sie doch das gleiche Ziel – der 
Straffreiheit derer, die sich schlimmster internationaler Verbrechen schuldig gemacht 
haben, ein Ende zu bereiten. Internationale Strafverfolgungsmechanismen erhalten 
gerade unter solchen Umständen eine noch größere Bedeutung, wenn nationale Be-
hörden nicht in der Lage sind, tätig zu werden, oder wenn kein politischer Wille zum 
Handeln besteht. 
 

 

Ermittlungen 

 
Ehe ein Verbrechen – sei es nationaler oder internationaler Natur – vor einem Tribunal 
oder einem Gerichtshof verhandelt werden kann, muss es zuerst ermittelt werden. Der 



Ermittlungen in Krisengebieten 
 

  

 

  

BKA-Herbsttagung 2009     Seite 4 von 7 

Erfolg oder Misserfolg jeder internationalen Ermittlung und Strafverfolgung hängt 
letztendlich von der internationalen Zusammenarbeit ab. Das beinhaltet die Zusam-
menarbeit mit Ländern, auf deren Gebiet Beweismaterial gesammelt wird, die Zu-
sammenarbeit mit Nachbarländern und mit der breiteren internationalen 
Staatengemeinschaft. Die Zusammenarbeit – oder deren Fehlen – wirkt sich auf alle in 
diesem Vortrag angesprochenen Probleme aus.  
 
Am auffallendsten sind die Unterschiede, die im Gegensatz zu den strafrechtlichen 
Ermittlungen auf nationaler Ebene bestehen. Ermittlungen von Verbrechen sind in-
nerhalb eines Landes durch den direkten Zugang zu Tatorten, Zeugen und Beweisma-
terial sowie Ermittlern, die über technisches Wissen und Mittel verfügen (z.B. 
kriminaltechnische oder gerichtsmedizinische Ausrüstung und Ausbildung) gekenn-
zeichnet. Ermittler auf nationaler Ebene operieren innerhalb eines eindeutig definier-
ten rechtlichen Rahmens – Justiz- und Polizeibehörden sind gut strukturiert, mit der 
erforderlichen Vollzugsgewalt ausgestattet, und sie genießen allgemeinen Respekt in 
der Bevölkerung. Zusätzlich wird die Auswahl der Fälle auf nationaler Ebene durch 
eine eindeutige Gesetzeslage und durch Richtlinien geleitet. Im Gegensatz hierzu 
werden Ermittlungen auf internationaler Ebene meist durch limitierten Zugang zu 
Tatorten, durch beschränkte Möglichkeiten Opfer und Zeugen zu befragen und auf-
grund von Sicherheitsbedenken behindert. 
 
Zugang zu Tatorten  

 
Untersuchungen auf internationaler Ebene werden dadurch behindert, dass der Zu-
gang zu Tatorten eingeschränkt ist. Ermittler, die im Auftrag internationaler Organe 
arbeiten, haben keine Befugnis, das Staatsgebiet eines Landes zu betreten oder sich in 
ihm aufzuhalten, ohne Erlaubnis der Regierung dieses Staates beziehungsweise ohne 
ein bestehendes internationales Mandat. Die Arbeit von Ermittlern wird auch häufig 
aufgrund von Sicherheitsbedenken, wie der Möglichkeit eines Angriffs, eingeschränkt.  
 
Das Sammeln von Beweismaterial 

 
Je zeitnaher nach einer Tat das Beweismaterial, sei es in Form von Gegenständen, Do-
kumenten oder Zeugenaussagen identifiziert, gesichert und für das folgende Strafver-
fahren verwahrt werden kann, desto wahrscheinlicher ist es, dass diese Information 
genau und verlässlich ist. Bedauerlicherweise ist jedoch die internationale Staatenge-
meinschaft nicht darauf vorbereitet, in Konfliktsituationen und Nach-Konflikt-
Situationen schnell zu handeln. Die dabei eintretende Verzögerung bedeutet zwangs-
läufig den Verlust von wichtigem Beweismaterial. 
 
Bei Konflikten mit traditionellen militärischen Strukturen existieren schriftliche Un-
terlagen (wie etwa militärische Befehle, vertrauliche Berichte usw.), aber Regierungen 
sind oft abgeneigt, Ermittlern die Erlaubnis zu geben, Einsicht zu nehmen oder ihnen 
die Unterlagen gar zu überlassen. In anderen Fällen gibt es nur wenig schriftliche Un-
terlagen, welche als Beweismaterial für die Anklage dienen können. In manchen Kon-
fliktgebieten werden überhaupt keine schriftlichen Befehle erlassen. 
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Die internationale Staatengemeinschaft befindet sich oft in einem Dilemma, wenn es 
darum geht, Informationen freizugeben, die von inländischen Geheimdiensten ge-
sammelt wurden. Den Staaten widerstrebt es naturgemäß die Methoden preis-
zugeben, mit denen sie sich Informationen beschaffen oder ihre Quellen zu 
gefährden. Staaten sammeln Informationen, um ihre nationalen Sicherheitsinteressen 
zu schützen – und nicht als Beweismaterial für gerichtliche Zwecke. Das ist ein altbe-
kanntes Problem, mit dem man auch auf nationaler Ebene konfrontiert ist. 
 
Zeugen 

 
Auf nationaler Ebene haben Ermittler oft sofortigen Zugriff auf Zeugen, die in der Re-
gel auch zur Mitarbeit bereit sind. Im Gegensatz dazu haben internationale Ermittler 
keine Befugnis, Opfer, Zeugen und/oder Verdächtige zu befragen, ohne die Erlaubnis 
der Regierung des Staates, dem diese Person angehört, beziehungsweise ohne beste-
hendes internationales Mandat. 
 
Ein weiteres Problem besteht darin, dass Opfer und Zeugen oft schon aus den Gebieten 
geflohen sind, bevor internationale Ermittler die Tatorte besichtigen können. Solche 
Flüchtlingsströme erschweren es, Zeugen von Verbrechen ausfindig zu machen und 
sie zu befragen. 
 
Noch schwieriger ist es, Zugang zu Insidern zu bekommen. Die Beweise, die Insider als 
Zeugen liefern, sind entscheidend, um die Befehlskette aufzuklären und hochrangi-
gen Tätern eine Verantwortlichkeit für die verübten Verbrechen nachzuweisen. Aller-
dings haben Insider meist selbst Verbrechen begangen und fürchten sich vor der 
politischen, militärischen und bürgerlichen Elite, der sie einst angehörten. Es ist un-
glaublich schwierig, sich mit Insidern zu treffen und sie davon zu überzeugen, einem 
die „ganze Geschichte“ zu erzählen, weil sie Angst um ihre persönliche Sicherheit ha-
ben und sich natürlich nicht selbst belasten wollen. Eine weitere Schwierigkeit besteht 
dabei in der Umsiedelung solcher Kronzeugen. 
 
Es ist wichtig, sich der Schwierigkeiten Zeugen in Konfliktgebieten zu schützen be-
wusst zu sein. Unzureichende finanzielle, personelle und technische Hilfsmittel be-
deuten, dass Zeugenschutzprogramme nie so umfassend sind, wie man es gern hätte. 
Ein weiteres Problem ist es, Ermittlungen geheim und diskret zu halten, wenn alle Ak-
tivitäten von einem Sicherheitsdienst begleitet werden. Man muss auch hinzufügen, 
dass internationale Gerichtshöfe keine eigenen Zeugenschutzprogramme haben und 
somit ganz auf den Staat angewiesen sind. 
 

Begrenzte personelle und finanzielle Mittel 

 
Ermittlungen im Inland profitieren meistens von angemessen zur Verfügung stehen-
den personellen und finanziellen Mitteln und Fachwissen. Abhängig von der Art des 
Verbrechens können Dutzende Ermittler eingesetzt werden, wenn nötig auch sehr 
schnell. Diese Ermittler sind dafür ausgebildet Beweismaterial ordnungsgemäß si-
cherzustellen und sie besitzen zumeist das technische Wissen, die Fachkenntnisse und 
die notwendige kriminaltechnische Ausrüstung. Im Gegensatz hierzu sind internatio-
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nale Ermittlungen meist unzureichend mit Geld, Ausrüstung und Personal ausgestat-
tet.  
 
Angesichts dieser beschränkten Mittel sind internationale Ermittler gezwungen zu 
entscheiden, nach welchen Prioritäten sie die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
einsetzen. Das ist eine Frage der Strategie, welche von Fall zu Fall festgelegt werden 
muss. 
 
Unterschiedliche Rechtsgrundlagen/Widersprüchlichkeiten 

 
Ermittler auf nationaler Ebene arbeiten innerhalb klarer abgesteckter rechtlicher Rah-
menbedingungen. Sowohl die Justiz- als auch die Polizeibehörden stehen auf starken 
Fundamenten und haben eine eindeutige Vollzugsgewalt. Diese Institutionen genie-
ßen meist großes Ansehen in der Öffentlichkeit. Im Gegensatz hierzu gibt es meist kei-
ne klaren rechtlichen Rahmenbedingungen, welche die Art und Weise regeln nach 
der internationale Ermittlungen eröffnet und durchgeführt werden sollen. 
 
Es gibt heutzutage eine Vielzahl von Organisationen, die sich mit internationalen Er-
mittlungen und der Untersuchung von Sachverhalten befassen. Diese Organisationen 
wurden durch verschiedene politische Organe (wie zum Beispiel durch den VN-
Sicherheitsrat, den VN-Menschenrechtsrat und durch nationale Regierungen, die in 
Partnerschaft mit den Vereinten Nationen agieren) errichtet. Internationale Untersu-
chungskommissionen und Gerichtshöfe unterscheiden sich erheblich in ihrem Man-
dat, in ihrer Vollzugsgewalt und in ihren personellen und finanziellen Mitteln. 
Hybride Sondertribunale können auf besondere Schwierigkeiten stoßen, wenn inter-
nationale und nationale Gesetze und/oder Verfahrensvorschriften miteinander in Wi-
derspruch stehen. 
 
 

Auswahl der Fälle 

 
Auf nationaler Ebene richtet sich die Strafverfolgung nach klaren Richtlinien, Plänen 
und Strategien. Auf internationaler Ebene hingegen können Tatorte große geographi-
sche Gebiete umfassen und Millionen von Opfern mit einschließen. In solchen Fällen 
ist es unmöglich, alle Täter zu ermitteln und vor Gericht zu bringen. 
 

 

Vollstreckung von Haftbefehlen 

 
Die Vollstreckung von Haftbefehlen, die von internationalen Richtern ausgestellt wur-
den, bringt häufig Probleme mit sich. Internationale Organisationen haben keine ei-
gene Polizei, was wiederum bedeutet, dass Festnahmen durch militärische 
Intervention bewerkstelligt werden müssen. Internationale Gerichtshöfe sind dabei 
völlig abhängig von internationaler Unterstützung, um Personen, die internationaler 
Verbrechen beschuldigt werden, zu verhaften. 
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Abschließende Bemerkungen 

 
Die heutigen Institutionen der internationalen Rechtsprechung leisten einen funda-
mentalen Beitrag zu weltweitem Frieden und Sicherheit, indem sie daran mitwirken, 
die Kultur der Straffreiheit zu beseitigen, die lange Zeit in Staaten existierte, die von 
Diktatoren regiert wurden oder von Gewalt beherrscht waren. Das Ende der Straffrei-
heit ist ein wesentlicher Schritt, damit eine Gesellschaft, die sich vom Krieg erholt, ihre 
in der Vergangenheit an Zivilisten verübten Missetaten aufarbeiten kann, und um 
solche Missetaten in Zukunft zu verhindern. 
 
Internationale Gerichtshöfe müssen sich besonders im Ermittlungsverfahren einer 
Vielzahl von Herausforderungen stellen. Ermittler sehen sich mit vielen praktischen 
Schwierigkeiten konfrontiert, aber die mit Abstand größte Hürde für internationale 
Ermittlungen und Strafverfolgung ist die unberechenbare Natur des politischen Wil-
lens. Der Erfolg von Ermittlern und Strafverfolgern hängt auf internationaler Ebene 
von der Zusammenarbeit mit den vom Konflikt betroffenen Staaten und der internati-
onalen Staatengemeinschaft als Ganzes ab. 
 


